
Unter Beachtung aller Umstände hält der Senat — ab­
weichend vom Antrag des Vertreters des Bezirksstaats­
anwalts — bei allen Angeklagten eine Bewährungszeit 
von je zwei Jahren für angemessen (wird ausgeführt).

A n m e r k u n g :
Der Auffassung, die Dauer der Bewährungszeit gemäß 
§ 1 Abs. 1 StEG könne nur nach vollen Jahren bemessen 
werden, ist nicht zuzustimmen. Sie kann aus dem Wort­
laut des § 1 Abs. 1 StEG nicht hergeleitet werden. Der 
Senat hat im übrigen seine Auffassung überhaupt nicht 
begründet; schon insofern entspricht das Urteil nicht 
den Anforderungen, die an jede Entscheidung, erst recht 
aber an eine Rechtsmittelentscheidung zu stellen sind. 
Der Senat geht zunächst — in Übereinstimmung mit der 
Auffassung des BG Schwerin, Urt. vom 26. Februar 1964 
— Kass. S. 3/63 — NJ 1964 S. 285 — zutreffend davon 
aus, daß die Bewährungszeit den Zeitraum umfassen 
muß, der unter Berücksichtigung aller Umstände des 
konkreten Falles für die Erziehung des straffällig ge­
wordenen Bürgers notwendig ist. Dabei ist zu beachten, 
daß die Bewährungszeit ein Prüfstein dafür ist, welche 
Schlußfolgerungen der Verurteilte aus dem Gerichts­
verfahren gezogen hat. Sie stellt also in jeder Hinsicht 
hohe Anforderungen an sein Verhalten. (Auf die Proble­
matik, welche Anforderungen während der Bewährungs­
zeit an das den Verurteilten umgebende Kollektiv zu 
stellen sind, soll hier nicht eingegangen werden.)
Die Bewährungszeit darf daher nur den Zeitraum um­
fassen, der für den Nachweis einer Bewährung im 
gesellschaftlichen Leben erforderlich ist. Eine undiffe­
renzierte oder gar willkürliche Festlegung der Bewäh­
rungszeiten würde die sozialistische Gesetzlichkeit und 
die Prinzipien der Gerechtigkeit verletzen und u. U. das 
Gegenteil des mit der bedingten Verurteilung beabsich­
tigten Erfolges zum Ergebnis haben. Das Differenzie­
rungsprinzip muß deshalb auch für die mit der beding­
ten Verurteilung untrennbar verbundene Bewährungs­
zeit gelten. Das Gericht muß stets sorgfältig beraten, 
welcher Zeitraum hierfür in Frage kommt.
Würde die Bewährungszeit nur nach vollen Jahren 
bemessen, dann könnte dies in bestimmten Fällen zu 
ungerechtfertigten Belastungen der Verurteilten führen. 
Das wäre z. B. der Fall, wenn der Prozeß der Bewäh­
rung erfolgreich verlaufen ist und eine längere als ein­
einhalbjährige Bewährungszeit nicht erforderlich ge­
wesen wäre, jedoch — nach Meinung des BG Dresden — 
zwingend auf eine solche von zwei Jahren erkannt wer­
den mußte.
Zeiträume von einem halben Jahr sind für eine Bewäh­
rung einschätzbar, besonders bei kurzen bedingten 
Strafen mit kurzen Bewährungszeiten. Anders verhält 
es sich bei Strafen mit einer Bewährungsfrist zwischen 
drei und fünf Jahren. Hier wird es schwierig sein, die 
Notwendigkeit einer Differenzierung nach halben Jah­
ren zu begründen.
Die Anwendung des Differenzierungsprinzips bei der 
Festsetzung der Bewährungszeit bedeutet andererseits 
nicht, sie nach Monaten aufzugliedern. Der Zweck der 
Bewährungszeit verbietet es, innerhalb der Bewährungs­
zeiten den Zeitraum von einem halben Jahr zu unter­
schreiten. Kurze Fristen — etwa von zwei oder drei 
Monaten — sind für die Beurteilung des Verhaltens des 
Verurteilten innerhalb der Bewährungszeit nicht mehr 
real einschätzbar.
Im Interesse einer einheitlichen Rechtsanwendung soll­
ten Bewährungszeiten daher grundsätzlich nur nach 
vollen oder halben Jahren bemessen werden.
Die vorstehende Entscheidung gibt aber noch zu einer 
weiteren Bemerkung Anlaß: Einige Kreisgerichte legen 
trotz niedriger Strafen lange Bewährungszeiten fest.

z. B. bei einer zweimonatigen bedingten Gefängnisstrafe 
eine Bewährungszeit von zwei Jahren oder bei einer 
bedingten Gefängnisstrafe von sieben Monaten eine 
Bewährungszeit von drei Jahren. Bei der Festlegung 
dieser Bewährungszeiten werden offenbar Umstände 
mit berücksichtigt, die nicht im unmittelbaren Zusam­
menhang mit der Straftat stehen, aber im Verhalten 
des Täters allgemein kritikwürdig sind. Der Verurteilte 
soll deshalb nach Auffassung dieser Gerichte für län­
gere Zeit „unter Kontrolle“ stehen.
Eine solche administrative Vorstellung von einer „Auf­
sicht“ über den Verurteilten entspricht jedoch nicht dem 
Rechtspflegeerlaß. Die Dauer der Bewährungszeit muß 
vielmehr — wie das BG Schwerin (a. a. O.) zu Recht 
ausgesprochen hat — im richtigen Verhältnis zur Tat 
und zur Persönlichkeit des Täters stehen. Erfordert 
also die staatliche Reaktion auf eine Straftat nur eine 
niedrige Strafe, dann wird auch die für die Umerzie­
hung des Täters erforderliche Bewährungszeit entspre­
chend kurz sein. Eine andere Auffassung würde die 
Tatsache außer acht lassen, daß die gesellschaftlichen 
Kräfte in zunehmendem Maße in der Lage sind, Rechts­
verletzer nachhaltig zu einem ordnungsgemäßen, die 
Gesetzlichkeit achtenden Verhalten zu erziehen, vor 
allem dann, wenn es sich um nicht erhebliche Straf­
taten handelt.
Es ist deshalb erforderlich, daß die Gerichte die gesell­
schaftlichen Kräfte im Betrieb oder Wohngebiet auf ihre 
Verantwortung bei der Umerziehung des Täters hin- 
weisen und ihnen entsprechende konkrete Empfeh­
lungen geben. Nur dieser Weg, nicht aber eine Verlän­
gerung der Bewährungszeit, führt zu dem mit der be­
dingten Verurteilung erstrebten Erfolg.

Oberrichter Joachim S c h l e g e l ,
Vorsitzender des Kollegiums für Strafsachen
des Obersten Gerichts

Zivilrecht

§§ 823, 831 BGB; §§ 112 ff. GBA; § 160 Abs. 1 Ziff. 2, 
§ 162 ZPO.
1. Arbeitspflichten verlieren ihren Charakter nicht 
dadurch, daß sie ordnungswidrig (hier: unter Alkohol­
beeinflussung) ausgeführt werden; das begründet viel­
mehr die arbeitsrechtliche materielle Verantwortlich­
keit nach §§ 112 ff. GBA, sofern der Werktätige schuld­
haft gehandelt hat.
2. Ein Werktätiger haftet für schuldhafte Arbeitspflicht­
verletzungen nur nach den Bestimmungen des GBA 
über die materielle Verantwortlichkeit und nur gegen­
über dem Betrieb, unabhängig davon, ob der Betrieb 
oder ein Dritter dadurch geschädigt wurde. § 823 BGB 
ist insoweit nicht mehr anwendbar.
Die Arbeitspflichtverletzung eines Werktätigen begrün­
det gegenüber einem geschädigten Dritten die Haftung 
des Betriebes gern. § 831 Abs. 1 Satz 1 BGB. Da der 
Werktätige dem Dritten gegenüber den verursachten 
Schaden in keinem Falle zu ersetzen hat. entfällt auch 
die in § 831 Abs. 1 Satz 2 vorgesehene Entlastungsmög­
lichkeit.
3. Ein Anerkenntnisurteil darf nur ergehen, wenn das 
Anerkenntnis vorgelesen und genehmigt ist und sich 
dies aus dem Sitzungsprotokoll ergibt.
OG, Urt. vom 8. September 1964 — 2 Zz 21/64.

Als Werkstattleiter im VEB Autoreparaturwerkstatt D. 
beabsichtigte der Verklagte, am 18. März 1960 im Rah­
men des Kundendienstes seines Betriebes nach Arbeits-
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